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Istanbul-Konvention in Thüringen umsetzen: Gewalt ge-
gen Frauen und Mädchen und häusliche Gewalt verhü-
ten und bekämpfen

Die Landesregierung wird gebeten, eine Gesamtstrategie gegen alle 
Formen von geschlechtsspezifischer Gewalt zu erarbeiten und umzu-
setzen. Ein entsprechender jährlicher Umsetzungsbericht ist dem Thü-
ringer Landtag, erstmals im Jahr 2021, vorzulegen. Insbesondere soll 
dadurch das Recht auf ein gewaltfreies und selbstbestimmtes Leben 
von Frauen und Mädchen gesichert sowie Betroffene von häuslicher 
Gewalt geschützt werden.

Dazu sind folgende Schritte notwendig:

I. Erarbeitung eines Aktionsplans zur Umsetzung des Übereinkommens 
des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen und häusliche Gewalt (Istanbul-Konvention) für Thüringen

Dieser Aktionsplan soll den Maßnahmenplan gegen häusliche Ge-
walt ersetzen. Um keine Person von Unterstützung auszuschließen, 
orientieren sich alle Maßnahmen am Konzept der Barrierearmut. Der 
Aktionsplan soll unter anderem folgende Aspekte umfassen:
1. ergänzend zu den in der Konvention genannten Definitionen die 

Erarbeitung einer Definition für "geschlechtsspezifische Gewalt im 
digitalen Raum", damit ein Maßnahmenplan für die Bereiche Po-
lizei, Justiz, Bildung und Jugend sowie die Beratungsstellen ent-
wickelt werden kann;

2. die Erarbeitung eines ressortübergreifenden Landesprogramms 
zur Prävention vor intersektionaler, geschlechtsspezifischer Ge-
walt in allen relevanten gesellschaftlichen Bereichen;

3. die Erweiterung der Gewaltschutz- und Unterstützungseinrich-
tungen gegen intersektionale geschlechtsspezifische Gewalt und 
den Ausbau eines flächendeckenden Unterstützungsnetzwerks 
für Menschen, die Gewalt erfahren;

4. den Ausbau von leicht zugänglichen Beratungseinrichtungen so-
wie der psychosozialen Beratung, um Bedarfe frühzeitig zu erken-
nen und Opfer frühzeitig unterstützen zu können;

5. den schnellen quantitativen und qualitativen Ausbau weiterer 
Frauenhausplätze und von Schutzwohnungen für Betroffene von 
häuslicher Gewalt gemäß den Empfehlungen der Konvention, die-
se Plätze müssen allen Betroffenen unabhängig vom Wohnort, 
der Herkunft oder dem aktuellen Aufenthaltsstatus offenstehen, 
dazu gehört auch die auskömmliche Förderung von Personal, das 
für Betroffene von häuslicher Gewalt sowie deren Kinder in den 
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Schutzeinrichtungen eine fachliche Begleitung leisten kann, sowie 
Personal zur Erfüllung der organisatorischen Aufgaben, es ist zu 
prüfen, ob und wie die Finanzierung sowie die organisatorische 
Verantwortung für die in Thüringen benötigten Frauenhausplätze 
und Schutzwohnungen in Verantwortung des Landes umgesetzt 
werden kann, sodass eine flächen- und bedarfsgerechte Vorhal-
tung von Plätzen gemäß der Konvention möglich ist,

6. die Kosten für Schutzangebote, Strafverfolgungsmaßnahmen, 
Prozesskosten und dergleichen dürfen nicht die Opfer von Ge-
walt treffen; deshalb ist zu prüfen, wie Opfer von Gewalt von al-
len derartigen Kosten befreit werden können;

7. den Ausbau eines Täterinnen und Täterprogramms, das sich auf 
häusliche und sexualisierte Gewalt bezieht und einen Fokus auch 
auf Prävention legt.

II. Benennung der Koordinierungsstelle gegen geschlechtsspezifische 
und häusliche Gewalt gemäß Artikel 10 der Konvention

Die Koordinierungsstelle soll insbesondere folgende Aufgaben wahr-
nehmen:
1. die Erarbeitung und Begleitung der Umsetzung des Aktionsplans 

gegen alle Formen von Gewalt gegen Frauen und Mädchen so-
wie gegen häusliche Gewalt in Thüringen und die Begleitung von 
Maßnahmen zur Umsetzung dieser Ziele;

2. die Erarbeitung präventiver Maßnahmen für Schule, Ausbildung 
sowie Fort- und Weiterbildung für Personen, die mit Betroffenen 
und Täterinnen und Tätern zu tun haben. Dies betreffen insbe-
sondere das Bildungssystem, die Polizei, Staatsanwaltschaft und 
Justiz sowie die Kinder- und Jugendhilfe, um im Bereich der staat-
lichen Gewalt für die Bedürfnisse und Rechte der von Gewalt Be-
troffenen zu sensibilisieren. Hierzu gehört auch die Erarbeitung 
von Handlungsleitfäden;

3. die Erarbeitung von fachlichen Empfehlungen zur Weiterentwick-
lung und Veränderungen von Gesetzen und Verordnungen;

4. die Erarbeitung von Empfehlungen für Angebote zum Empower-
ment und Schutz vor sexualisierter Gewalt, zum Beispiel Selbst-
verteidigungs- und Selbstbehauptungskurse bei physischer oder 
verbaler Gewalt, hier sollen auch Programme für Schulen und an-
dere Bildungsorte konzipiert werden können.

Ill. Es ist ein Begleitgremium einzusetzen, das interdisziplinär und res-
sortübergreifend sowie mit Akteurinnen und Akteuren aus der Kom-
munalebene, aus dem Antigewalt- und Antidiskriminierungsbereich 
und der Zivilgesellschaft besetzt ist. Diese Monitoringgruppe ist für 
die Evaluierung der Umsetzung der Maßnahmen gegen Gewalt so-
wie für die Erarbeitung von daraus abzuleitenden Handlungsemp-
fehlungen zuständig.

IV. Es ist zu prüfen, ob die Koordinierungsstelle bei der Beauftragten 
für die Gleichstellung von Frau und Mann angesiedelt wird und da-
für eine personelle Stärkung des Büros notwendig ist. Die finanziel-
len und personellen Ressourcen für die Umsetzung der Istanbul-Kon-
vention finden in den kommenden Haushalten Berücksichtigung.

V. Die Landesregierung stößt eine Bundesratsinitiative zur Rücknahme 
der Vorbehalte der Bundesregierung gegen Artikel 59 der Konvention 
an. Dadurch werden Ausweisungsverfahren ausgesetzt, um Betrof-
fenen von Gewalt gegen Frauen oder häuslicher Gewalt mit abgelei-
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tetem Aufenthaltsrecht die Möglichkeit zu geben, einen eigenständi-
gen Aufenthaltstitel zu beantragen.

Begründung:

Mit Inkrafttreten des Übereinkommens des Europarats zur Verhütung 
und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häusliche Gewalt (Is-
tanbul-Konvention) für Deutschland am 1. Februar 2018 ist das recht-
lich bindende Menschenrechtsinstrument zur umfassenden Bekämp-
fung jeglicher Form von Gewalt an Frauen und häuslicher Gewalt auch 
in Thüringen umzusetzen. Der Antrag gibt dafür die Leitlinien vor.

Die Bedarfe von besonders vulnerablen Betroffenen wie zum Beispiel 
Menschen mit Behinderung, Menschen mit Migrationshintergrund und 
Rassismuserfahrungen, Kinder, Lesben, Schwule, Bisexuelle, Trans-, In-
ter und queere Menschen (LSBTIQ) und älteren Menschen müssen in-
tensiver betrachtet und im Aktionsplan mit strukturell nachhaltigen Maß-
nahmen zum Gewaltschutz bedacht werden. Zu den vordringlichsten 
Aufgaben gehört es, das Unterstützungssystem bedarfsgerecht weiter 
auszubauen sowie eine koordinierte und behördenübergreifende Ge-
samtstrategie gegen geschlechterspezifische Gewalt in Form des Ak-
tionsplans auszuarbeiten. Da Thüringen über kein flächendeckendes, 
ortsnah zu erreichendes Netz von Frauenhäusern und Frauenschutz-
wohnungen verfügt, ist zu prüfen, ob und wie die Übernahme der Ver-
antwortung durch das Land die Zugänglichkeit und damit den, zum Teil 
existentiellen, Schutz vor Gewalt sicherstellen kann.

Wesentliche Forderungen der Thüringer Frauenhäuser, Frauen- und 
Gleichstellungsbüros und weiterer feministischer, frauen- und gleich-
stellungspolitischer Initiativen sind dabei zu beachten und umzusetzen. 
Die Bereiche Bildung, Gesundheit und Arbeitsmarkt sind ausdrücklich 
zu berücksichtigen.

Bei der Bereitstellung ausreichender Schutzplätze in Frauenhäusern ist 
von den Empfehlungen der Istanbul-Konvention auszugehen. Die Frau-
enhäuser erwarten eine deutliche Zunahme der Anfragen, während die 
coronabedingten Beschränkungen allmählich gelockert werden. Ebenso 
ist auf die Sicherstellung einer dezentralen Versorgung zu achten und 
die Plätze sind gleichmäßig auf alle Regionen Thüringens zu verteilen. 
Darüber hinaus ist sicherzustellen, dass auch Trans- und Inter-Perso-
nen Zugang zu Schutzwohnungen haben.

Für die Fraktion
DIE LINKE:

Für die Fraktion  
der SPD:

Für die Fraktion  
BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN:
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